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elbst aus konservativen

Wirtschaftsforschungs-

instituten und aus allen

politischen Lagern sind

die Stimmen bezüglich der Lohnentwick-

lung in 2008 eindeutig: Die Beschäftigten

müssen an den Unternehmenserfolgen teil-

haben. So sagte Bundeswirtschaftsminister

Michael Glos: „Es ist die Aufgabe und Ver-

antwortung der Tarifpartner, dass die gute

Gewinnentwicklung sich auch bei den Ar-

beitnehmern niederschlägt“. Bundesfinanz-

minister Peer Steinbrück: „Die Arbeitneh-

mer haben es verdient, dass sie 2008 mit

deutlichen Lohnerhöhungen ihren fairen

Anteil am Aufschwung erhalten.“ Sonst

werde Wachstum in Deutschland nicht

vorankommen können.

Tatsächlich ist die stagnierende Binnen-

nachfrage das größte Gefährdungspoten-

zial für die Wirtschaftsentwicklung und für

die Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor.

Die Gewerkschaften haben sich klar posi-

tioniert und sind für Arbeitskämpfe bereit.

Derzeit sind die Auseinandersetzungen im

öffentlichen Dienst und bei anderen im vol-

len Gange. Die Einsicht der Arbeitgeber-

seite scheint wenig ausgeprägt zu sein.

Dies zeigt sich auch bei den Tarifverhand-

lungen, die der Fachbereich TK/IT derzeit

führt. Sollten sich die Arbeitgeber nicht

deutlich bewegen, sind Arbeitskampfmaß-

nahmen unausweichlich. Dann wird für ge-

rechten Lohn gestreikt werden. Es ist nicht

länger hinnehmbar, dass die Ergebnisse der

positiven wirtschaftlichen Entwicklung bei

den Beschäftigten nicht ankommen.

Die Bundesrepublik ist kein Sanierungsfall,

sondern steht auch im internationalen Ver-

gleich prächtig da. Während in der EU die

Lohnstückkosten zwischen 1995 und 2006

um 14,1 Prozent gestiegen sind, ist im glei-

chen Zeitraum in der Bundesrepublik ge-

rade mal ein Zuwachs von 1,1 Prozent zu

verzeichnen. Auch dies macht deutlich,

dass eine lohnpolitische Umkehr notwen-

dig ist.

Schluss mit der Umverteilung von unten

nach oben, Schluss mit Reallohnverlust!

Michael Halberstadt
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Tarifverhandlungen 2008

Die Reallöhne müssen steigen!
Seit Jahren gehen die Reallöhne der Beschäftigten in der Bundesrepublik Deutschland
zurück. Zwischenzeitlich sind sie auf dem Niveau der 90er Jahre angekommen. Dies
trotz der wirtschaftlich guten Rahmenbedingungen und steigenden Unternehmens-
gewinnen. In 2008 muss eine Umkehr bei der Reallohnentwicklung erfolgen.S

Worms: Öffentlicher
Dienst und T-Punkt-
Vertriebsgesellschaft
gemeisam für mehr
Lohn.

Weitere Bilder und
Bericht auf den
Seiten 4 und 5.

Foto: ver.di



Berlin: BeG Sen., Mitgliedergr. Reini-

ckendorf/Wedding, FB 1/9/10, Mitgl.-Tref-

fen, 30. April, 15 Uhr, Vereinsheim BFC-

Alemania 90-Wacker, Wackerweg 26,

Berlin; Thema: Jahresprogramm. Orts-Sen.-

Gruppe Spandau FB 1/9/10: Mitglieder-

vers., 4. April, 10 Uhr, Seniorentreff Sie-

mensstadt, Rohrdamm 23, Berlin.

Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1.

Die. im Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.

Eschwege: BeG. Sen. PT Werra-Meißner,

Referat zur Telekom, 8. Mai, 14 Uhr, Gast-

stätte Rost, Eschwege/Niddawitzhausen.

Idar-Oberstein: Sprechst. der BeG Sen. FB

9/10 am 1. Mo. im Mon., 14 bis 16 Uhr,

DGB-Haus, Wilhelmstr. 25. Anmeld. Alfred

Weis, Tel. 06785-17 444.

Lübeck: BeG der TK/PK NL Nord, FB 9,

Bereich Lübeck. Treff jed. 1. Do. im Mon.,

16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31, Raum

V153.

Neuss: BeG Sen. Sprechst. in der ver.di

Geschäftsstelle, Hammer Landstr. 5, Mo. 7.

April, 10 bis 12 Uhr. Die. 22. April, 15 Uhr,

Gesprächsrunde für Mitgl. aus Neuss West/

Süd, Haus NOAH, Berghäuschensweg 28a.

Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/

Schwabach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew.

1. Do. im Mon., 14.30 Uhr, Gaststätte „Zur

Waldschänke“, Frankenstr. 199. 3. April:

Jahreshauptvers., 14:30 Uhr. 21.-25. April:

Seminar in Schney, Abfahrt 8:30 Uhr, Lang-

wasser Süd.

Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. Mittw.,

11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Offenburg,

Hauptstr. 1c, auch tel.: 07 81/91 71 14.

Ulm Neu-Ulm: BeG VE Ulm Neu-Ulm P/T,

Monatstreff am 3. April um 14.30 Uhr,

„Krone“ in Söflingen.

Redaktionsschluss
nächstes Heft:
20. März 2008!

Termine
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BAG-Entscheidung

Kein doppeltes Wahlrecht für
zugewiesene Beamte
as Bundesarbeitsgericht

(BAG) hat für Beamte der

Post AG festgestellt, dass

sie nach dem Postpersonalrechtsgesetz ei-

nem anderen Unternehmen zugewiesen

werden können und ihnen dort nach dem

Betriebsverfassungsgesetz das aktive und

passive Wahlrecht zum Betriebsrat zusteht.

Begründung: Sie gelten als Arbeitnehmer

des Unternehmens, dem sie zugewiesen

sind. Sie sind jedoch nicht mehr wahlbe-

rechtigt und wählbar zum Betriebsrat des-

jenigen Betriebs der Aktiengesellschaft, bei

dem sie stellenmäßig geführt werden. Die

BAG-Entscheidung gilt auch für Beamte an-

derer Unternehmen, z.B. der Telekom. (Bun-

desarbeitsgericht, Beschluss vom 16.1.2008,

7 ABR 66/06) Sibylle Spoo

Beamte

Familien-
zuschlag ab
drittem
Kind erhöht

Im Oktober 2007 beschloss das Bundeska-

binett den Entwurf eines Dienstrechtsneu-

ordnungsgesetzes. Dieser sieht rückwirkend

zum 1. Januar 2007 die Erhöhung des Fa-

milienzuschlags ab dem dritten zu berück-

sichtigenden Kind um 50 Euro vor. Evtl.

Nachzahlungen sind jedoch an die Voraus-

setzung gebunden, dass sie zeitnah geltend

gemacht werden. Das ist nicht mehr rück-

wirkend für die Jahre 1999 bis 2006 mög-

lich. Nachzahlungen stehen erst ab dem

Kalenderjahr zu, in dem die Ansprüche erst-

mals schriftlich geltend gemacht wurden.

Dieter Rieke

IBM Deutschland

ver.di fordert einheitliche
Bedingungen
ver.di hat IBM Deutschland mit Blick auf den angekündigten
Strategiewechsel umgehend zu Tarifverhandlungen aufge-
fordert.

In der Vergangenheit hat die Geschäftsführung – angefangen von den Tarif- bis zu den

Arbeitsverträgen – Differenzierungen zu Lasten der Beschäftigten vorgenommen. Mit der

Einführung des neuen Modells „One IBM“ fällt die Begründung dafür weg. ver.di hat die

Unternehmensleitung daher aufgefordert, auf Basis der Tarifverträge der IBM Deutschland

GmbH umgehend die Grundlagen für einheitliche Arbeitsbedingungen herzustellen.

Materielle Gründe für einen solchen Schritt gibt es allemal. Nach starken Einschnitten in

den vergangenen Jahren mit Betriebsstilllegungen, Personalabbau, Diskussionen über

Kürzungen von Pensionsplänen und der Kündigung des Urlaubsgeldes ist es an der Zeit,

dass sich nun auch die Beschäftigungsbedingungen und Bezahlungsmodelle verbessern.

Rolf Schmidt

D
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ie haben früher von
Tarifverhandlungen
gesprochen und reden

heute nur noch von Tarifkonflikten“,
wirft mir ein Arbeitgebervertreter vor.
„Es stimmt, Sie lassen uns keine andere
Wahl“, antworte ich. In der Tat, auch
die Tarifbewegung 2008 beginnt mit
Warnstreiks, mit Konflikt, weil die
ver.di-Verhandlungskommission bei der
T-Punkt-Gesellschaft entrüstet feststel-
len muss, dass bei der Telekom kaum
mehr Respekt vor den Einkommens-
lagen der eigenen Beschäftigten
herrscht. Fast beliebig werden Argu-
mente zusammengekehrt, um zu be-
gründen, dass die ArbeitnehmerInnen
sinkende Reallöhne hinnehmen sollen.

Was da alles herhalten muss: Gestern

wurde den Beschäftigten eine hohe Varia-

ble als Möglichkeit mehr zu verdienen

schmackhaft gemacht, heute heißt es, man

brauche keine ordentliche Einkommenser-

höhung, weil die Beschäftigten ohnehin

von ihrer eigenen Zielerreichung profitie-

ren. Die Realität wird ausgeblendet. In der

T-Punkt-Gesellschaft sind zwischenzeitlich

Abwerber erfolgreich, die mit höheren Ein-

kommen zu Wettbewerbern locken. Immer

mehr Beschäftigte erheben Widerspruch

gegen die geplanten Ziele, weil sie sie für

unerreichbar halten und sie haben nach

Abzug der Preissteigerungsrate weniger

im Geldbeutel als vor der Gründung der

T-Punkt-Gesellschaft. Es gehört schon reichlich

Ignoranz dazu, darüber hinweg zu gehen.

Die Absatzproduktivität ist in der T-Punkt-

Gesellschaft in den letzten Jahren um fast

30 Prozent gestiegen. Dem Unternehmen

geht es glänzend. Trotzdem soll kein Geld

da sein, die Beschäftigten angemessen an

der positiven wirtschaftlichen Entwicklung

zu beteiligen.

Wenn es dem Betrieb gut geht, soll es auch

den Beschäftigten gut gehen. Dieser Leit-

gedanke galt gestern, heute ist Wirt-

schaftsmoral offenbar was für Sonntagsre-

den. Im Alltag haben Teile der sogenannten

Wirtschaftselite ihre Bodenhaftung selbst

zu gesetzlicher Gemeinwohlverpflichtung

und Verantwortung den Menschen gegen-

über verloren. Sozialer Ausgleich braucht

deshalb Durchsetzungsstärke und Konflikt-

bereitschaft. Ohne eine ausreichende An-

zahl von Mitgliedern in den Betrieben, die

bereit sind, auch mal die Arbeit liegen zu

lassen, um ihre Interessen zu verfolgen, ist

offenbar keine Tarifrunde mehr zu ent-

scheiden. Deswegen ist die Bezeichnung

Tarifauseinandersetzung heute treffsicherer

als die Bezeichnung Tarifverhandlung – die

Zeiten haben sich geändert. Lothar Schröder

Wir schreiben das Jahr 2013: Politiker und Ökonomen reklamieren

erleichtert eine Trendwende in Deutschland. Der Anteil der Arbeit-

nehmerentgelte am Volkseinkommen, die sog. Lohnquote, hat

sich seit fast drei Jahren proportional zu den Gewinnen der Unter-

nehmen entwickelt.

Was war geschehen? Seit den frühen Neunziger Jahren bis 2007

stagnierte oder sank die Lohnquote, während der Anteil der Ver-

mögens- und Unternehmenseinkommen fast kontinuierlich stieg.

Es kam zu tiefen sozialen Einschnitten. 2008 wurde schließlich die

Trendwende eingeläutet: In den Tarifkonflikten zu den Entgelten

im öffentlichen Dienst sowie in vielen Unternehmen gaben die Be-

schäftigten und Gewerkschaften nicht nach. Auch in den Folgejah-

ren wurden gute Tarifabschlüsse quer durch alle Branchen durch-

gesetzt. Dabei ging es nicht nur ums Geld. Mit den Arbeitgebern

wurden vielerorts Qualifizierungs- und Beschäftigungssicherungs-

programme vereinbart. Die Politik flankierte die Vereinbarungen

durch entsprechende (Aus-)Bildungs-, Qualifizierungs-, Beschäfti-

gungs- und Subventionsprogramme. Die staatliche Politik unter-

stützte somit den Abschluss guter, zukunftsweisender Tarifverträge.

War vor 2007 die Sparquote kontinuierlich angestiegen, weil im-

mer mehr Menschen aus Angst vor drohender Arbeitslosigkeit

finanzielle Polster anlegten, so wurde nun endlich wieder konsu-

miert. Aufgrund der besseren Einkommen und beruflichen Zu-

kunftsperspektiven stieg die Nachfrage nach Autos, Möbeln, Elek-

trogeräten und auch Urlaub. Das kam besonders dem Einzelhandel

und der Dienstleistungsbranche zugute. Der wirtschaftliche Auf-

schwung schaffte neue Arbeitsplätze und Wohlstand.

Bleibt zu hoffen, dass Politiker, Ökonomen, Industrielle und Inves-

toren diese Erfahrungen und Erkenntnisse bei künftigen konjunk-

turellen Dellen nicht wieder vergessen. Christoph Heil

Maßlos und beliebig?„S

Gute Tarifabschlüsse mit positiven Folgen
Ein Zukunftsszenario: In fünf Jahren haben die tarifvertraglich abgesicherten Verbesserungen
der Entgelte und Arbeitsbedingungen ihre volle Wirkung entfaltet. Die bessere Verteilung des
Volkseinkommens zwischen den Unternehmen und den Beschäftigten beflügelt die Wirtschaft.tolle
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etzt fordern die Beschäftig-

ten ihren gerechten Anteil

an den stattlichen Ergebnis-

sen. ver.di hat für die Tarifrunde 2008

eine Lohnforderung von 6,5 % bei

12-monatiger Laufzeit erhoben.

Wer angesichts der exzellenten Rah-

menbedingungen geglaubt hat, dass

die Arbeitgeberseite mit einem fairen

Angebot auf die Beschäftigten zu-

geht, ist in den Verhandlungen aller-

dings enttäuscht worden.

Mit einem ersten Angebot von 2,5 %

bei einer Laufzeit von 20 Monaten

verbunden mit einem Einmalbetrag

von 200 € für die ersten drei Monate

der Laufzeit haben die Arbeitgeber

klar gemacht, dass ihnen nicht an

einer schnellen und konfliktfreien

Einigung gelegen ist. Das „Angebot“

T-Punkt-Vertriebsgesellschaft

ver.di fordert:
Erfolgsstory auch für
die Beschäftigten!

„Die T-Punkt-Vertriebsgesellschaft ist eine Erfolgsstory“,
heißt es in den Informationsblättern der Geschäftsführung.
In der Tat hat die T-Punkt-Vertriebsgesellschaft seit ihrer
Gründung in 2004 hervorragende wirtschaftliche Ergeb-
nisse abgeliefert. Jahr für Jahr sind zweistellige Millionen-
beträge erwirtschaftet worden; Absatz und Produktivität
sind stetig gestiegen. All dies wäre nicht möglich gewesen
ohne eine Belegschaft, die auch unter schwierigen Bedin-
gungen für die TPG und ihren Erfolg gerackert hat.
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bedeutet gerade mal eine Lohnerhöhung von 1,5 % bezo-

gen auf 12 Monate. Die Beschäftigten müssen das als Hohn

empfinden.

Dies gilt umso mehr, als die gesamte Tariflandschaft nach

deutlichen Reallohnsteigerungen schreit. Nach Jahren der

Lohnzurückhaltung haben selbst Politiker quer durch alle

politischen Lager deutlich gemacht, dass in 2008 die Be-

schäftigten an der positiven wirtschaftlichen Entwicklung

teilhaben müssen. Dies muss umso stärker für die T-Punkt-

Vertriebsgesellschaft gelten, die exzellente wirtschaftliche

Ergebnisse vorzuweisen hat.

ver.di hat in den Verhandlungen deutlich gemacht, dass es

auf einer solchen Basis keine Einigung geben kann und

dass eine Verschärfung des Konflikts die zwangsläufige

Folge sein wird. Die Arbeitgeber scheinen sich jedoch auf

Konfliktkurs zu bewegen. In der dritten Verhandlungsrunde

haben sie ein leicht modifiziertes Verhandlungsangebot vor-

gelegt, das bei 3,0 % auf 20 Monate Laufzeit verbunden

mit einer 500-€-Einmalzahlung gerechnet auf 12 Monate

lediglich ca. 1,8 % Lohnsteigerung beinhaltet. Dies ange-

sichts einer aktuellen Preissteigerungsrate, die an der

3 %-Grenze schrammt. Wer sich so verhält, der sucht den

Konflikt, der will den gegen die Beschäftigten gerichteten

Kurs nicht korrigieren.

Da werden auf der einen Seite die Dividendenzahlungen

von 72 auf 78 Cent je Aktie erhöht und großzügig der

Stadt Bonn hohe zweistellige Millionenbeträge für ein

Schauspielhaus geschenkt, während die Beschäftigten mit

einer Lohnerhöhung abgespeist werden sollen, die weiteren

deutlichen Reallohnverlust bedeutet.

Es ist kein Wunder, dass die Beschäftigten in den T-Punkten

mehr als sauer sind und sich umfassend an den ver.di-

Warnstreiks beteiligen. „Das ist doch eine Unverfrorenheit“,

stellte eine Kollegin vor einem bestreikten T-Punkt fest.

Ohne Sinn und Verstand hatten die Arbeitgeber ihr Ange-

bot an eine Erklärungsfrist bis zum 21. Februar 2008 ge-

knüpft. Dies in dem vollen Bewusstsein, dass ein solches

„Angebot“ völlig ungerecht und inakzeptabel ist. Wer so

handelt, der muss auch die hieraus entstehenden Konse-

quenzen tragen. ver.di hat die Warnstreiks ausgeweitet und

scheut nicht davor zurück, in eine umfassendere Auseinan-

dersetzung zu gehen. 2008 muss für die Lohnentwicklung

das Jahr der Umkehr werden.

6,5 % mehr sind fair; Reallohnsteigerung muss her!

Michael Halberstadt

Anzeige: VPV Unfallvers.
½ S. 4c hoch, unbedingt
rechte Seite!

Links: Werrepark

(NRW). Rechts:

Bad Homburg.

Fotos: ver.di
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Die Entscheidung für einen Frauenvorstand fiel

bereits im Jahr 2003 und wurde von der Bundes-

fachbereichskonferenz der Frauen bestätigt. Diese

tagt alle vier Jahre und fand zuletzt im Mai 2007 in Magdeburg

statt. Funktion und Aufgabe des Frauenvorstands ist es, die Frauen

des Fachbereichs zwischen den Bundesfachbereichskonferenzen

der Frauen zu vertreten. In den vier Vorstandssitzungen im Jahr

werden die frauenpolitischen Anliegen in ver.di sowie politische

und tarifpolitische Themen im Fachbereich diskutiert. Die Ergeb-

nisse und Erkenntnisse fließen in die Arbeit in den Landesbezirks-

fachbereichen ein und von dort in die Betriebe, um vor Ort die

Interessen und Anliegen der Frauen zu unterstützen. Das Netz-

werk reicht somit vom Bundesfachbereichsvorstand bis in den

kleinsten Betrieb. Für Bodenhaftung ist gesorgt, indem die Anlie-

gen der Frauen von der Vertreterin der Frauen direkt im Bundes-

fachbereichsvorstand eingebracht werden.

Auch der Anschluss an andere Personengruppen ist gesichert.

Monika Krapalies, Vertreterin der Jugend im Bundesfachbereichs-

vorstand TK/IT/DV und Vertreterin der Jugend im Frauenvorstand

des Bundesfachbereichs TK/IT/DV bringt dies so auf den Punkt:

„Es gibt bei ver.di verschiedene Bereiche in den Fachbereichen:

Jugend, Senioren und Frauen. Alle haben sowohl einen eigenen

Zuständigkeitsbereich, als auch gemeinsame Bereiche, in denen sie

zusammen arbeiten.“ Monika Krapalies übernimmt sowohl die

Verantwortung als Jugendvertreterin bei den Frauen und engagiert

sich zugleich als Vertreterin von Fraueninteressen im Fachbereich.

Arbeitsschwerpunkte
Die aktuellen Arbeitsschwerpunkte des Frauenvorstands sind:

diskriminierungsfreie Tarifverträge, Gender Mainstreaming, ehren-

und hauptamtliche Frauenförderung, Gewährleistung der Reprä-

sentanz von Frauen in Kommissionen und Projektgruppen, Unter-

stützung der weiblichen Jugend sowie Vereinbarkeit von Familie

und Beruf und Ehrenamt (Work-Life-Balance).

In der Klausurtagung am 25. und 26. Februar 2008 werden die

Mitglieder des Frauenvorstands ihr Arbeitsprogramm für 2008

diskutieren und vereinbaren. Weitere Themen kommen laufend

dazu. Durch die kontinuierliche Vertretung auch im Bundesfrauen-

rat sind die Fachbereichsfrauen fest in der ver.di-Frauenarbeit ver-

ankert und können sich beständig dort einbringen.

Die Mitglieder des Frauenvorstands sind als Vertreterinnen der ein-

zelnen Landesbezirksfachbereiche und der Jugend jederzeit bereit,

Fragen und Anliegen der ver.di-Mitglieder vor Ort aufzunehmen

und Hilfestellungen zu geben.

Sibylle Spoo

Leiterin des ver.di-Bereichs Mitbestimmungs- und Branchenpolitik,

Frauen- und Gleichstellungspolitik.

Struktur des Frauenvorstands
Die Zusammensetzung des Frauenvorstands folgt der organisatori-

schen Struktur des Fachbereichs TK/IT/DV: Der Vorstand setzt sich

aus je einer Vertreterin der neun Landesbezirksfachbereiche sowie

bis zu zwei Vertreterinnen der Jugend zusammen; damit hat er bis

zu elf stimmberechtigte Mitglieder. Aktuell sind dies Alexandra

Ernst (Baden-Württemberg), Gudrun Wagner (Bayern), Ursula

Leuschner (Berlin-Brandenburg), Ute Schneider (Hessen), Marlies

Köpke (Niedersachsen/Bremen), Angela Schäfer (Nord), Christiane

Pachulski (Nordrhein-Westfalen), Anita Hammer-Klose (Rheinland-

Pfalz, Saar), Karin Schmuck (Südost) und Monika Krapalies (Ju-

gend). Vorsitzende des Frauenvorstands ist Ursula Leuschner, die

diese Funktion seit der Konstituierung des Frauenvorstands inne

hat; ihre Stellvertreterin ist Marlies Köpke. Ursula Leuschner ist

auch die Vertreterin der Frauen im Bundesfachbereichsvorstand

und gleichzeitig stellvertretende Vorsitzende des Bundesfachbe-

reichsvorstands; vertreten wird sie von Marlies Köpke. Vertreterin

der Fachbereichsfrauen im ver.di-Bundesfrauenrat ist Karin

Schmuck, sie wird von Anita Hammer-Klose vertreten.

Monika Krapalies: „Ich bin ver.di-
Mitglied, weil Solidarität und das
Einsetzen sowie Kämpfen für seine
Rechte etwas ist, was immer mehr in
den Hintergrund gerät durch große
und starke Arbeitgeber, doch in der
heutigen Arbeitswelt etwas ist, was

nicht mehr fehlen darf. Die Menschen, ob jung oder alt,
lassen sich vermehrt unterdrücken, weil sie mehr Angst
haben und dagegen möchte ich so viel tun, wie ich nur
kann. Für mich ist eine Gewerkschaft eine sehr wichtige
Organisation. Ohne sie geht nichts.“

Ursula Leuschner: „Ich bin ver.di-
Mitglied, denn nur mit dem Rückhalt
einer großen und starken Gewerk-
schaft wie ver.di ist es mir möglich
als Betriebsrätin ein Gegengewicht
zu den zunehmenden Angriffen der
Arbeitgeber auf Arbeitnehmerrechte

darzustellen. Der Anspruch von ver.di, die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen der Menschen in unserem Land mit zu
gestalten, entspricht meinem Bedürfnis an politischer Teil-
habe.“

Frauenpolitische Arbeit im Fachbereich TK/IT/DV

Engagiert und fest verankert
„Nur mit dem Rückhalt einer großen und starken Gewerkschaft wie ver.di ist es mir mög-
lich, als Betriebsrätin ein Gegengewicht zu den zunehmenden Angriffen der Arbeitgeber
auf Arbeitnehmerrechte darzustellen“, findet Ursula Leuschner, Betriebsrätin bei T-Systems
Business Services und Vorsitzende des Frauenvorstands des ver.di-Bundesfachbereichs
TK/IT/DV. Mit dem Frauenvorstand haben die Frauen ein Gremium geschaffen, das ihre
Interessen engagiert vertritt und die Frauenarbeit fest im Fachbereich TK/IT/DV verankert.D
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T-Mobile

ver.di fordert
6,5 Prozent
Wer den Aktionären eine um mehr als acht
Prozent höhere Dividende zahlen will, hat
auch genug Geld für die Beschäftigten.

ver.di fordert für die rund 6.000 betroffenen Beschäftigten

der Telekom-Tochter T-Mobile 6,5 Prozent mehr Lohn bei

einer Laufzeit von zwölf Monaten.

Eine kräftige Entgelterhöhung ist allein schon wegen der

Preissteigerungsraten erforderlich. Zudem haben die Be-

schäftigten von T-Mobile mit ihrer Arbeit maßgeblich zur

Stabilität des gesamten Telekom-Konzerns beigetragen.

Es ist daher an der Zeit, sie dafür zu belohnen.

ver.di will in den anstehenden Verhandlungen auch die

Arbeitsplatzsicherheit und den dauerhaften Erhalt hoch-

wertiger Stellen bei T-Mobile thematisieren.

Ado Wilhelm

Unitymedia

ver.di fordert
7 Prozent
Die Tarifverhandlungen zur Erhöhung der
Entgelte für die Unitymedia NRW, Unity-
media Hessen und Unitymedia Services
laufen seit Februar.

ver.di fordert eine Erhöhung der Entgelte um 7 Prozent bei

einer 12monatigen Laufzeit. Die wirtschaftliche Situation

von Unitymedia ist als positiv zu beschreiben. Dazu haben

die Beschäftigten beigetragen. Sie haben deshalb Anspruch

auf eine angemessene Entgelterhöhung.

Arbeitgeberseitig wurde eine Paketlösung vorgebracht, die

zeitgleich mit der Entgeltrunde auch einheitliche Arbeitsbe-

dingungen für die Unitymedia beinhaltet. Die ver.di-Ver-

handlungskommission hat eine Paketlösung abgelehnt, da

sie vor allem eine deutliche Verzögerung für die Entgelt-

Verhandlungen bedeutet.

Dies bedeutet aber nicht, dass die ver.di-Verhandlungskom-

mission Tarifverhandlungen zu einheitlichen Arbeitsbedin-

gungen ablehnt. Im Gegenteil, die Verhandlungen werden

bereits seit 2005 geführt. Beispielsweise wurde bei der An-

erkennung von Dienstzeiten eine Einigung erzielt. ver.di will

nach Abschluss der Entgeltrunde die Tarifverhandlungen zu

einheitlichen Arbeitsbedingungen fortzusetzen.

Erwin Gilbert

Branchenbericht zu Unitymedia auf S. 8.

Heftseiten:
6 und 7
Anzeige: ½ Seite Unfallkasse
PT 4c hoch
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nitymedia vereint seit

der Fusion in 2005 die

Netze, die Marken und

die Angebote von ish, iesy und Tele Colum-

bus West. So entstanden im Westen

Deutschlands für rund 5 Millionen Kunden

in Hessen und Nordrhein-Westfalen Leis-

tungen und Services rund um Digital-TV,

Telefonie und Breitband-Internet. Auf der

Liste der größten Kabelnetzbetreiber in

Deutschland liegt Unitymedia hinter Kabel-

Deutschland auf Rang zwei. Konkurrenten

für das integrierte Angebot von TV, Inter-

net und Telefonie (sog. Triple-Play) sind die

Deutsche Telekom, Hansenet, Arcor und

andere.

Wechselhafte Zeiten
Unitymedia steht als Unternehmensgruppe

für den vorläufigen Schlusspunkt einer

wechselhaften Entwicklung. Begonnen hat

alles Ende der Neunziger Jahre, als auf

Druck der Europäischen Union die Deut-

sche Telekom, ihr TV-Kabelnetz für den Ver-

kauf vorbereitete. Dazu bündelte sie die

TV-Kabelaktivitäten in einem regional struk-

turierten Tochterunternehmen. Dann

wurde Region um Region verkauft. In Hes-

sen entstand „iesy“ und in NRW „ish“.

Hauptsächlich engagierten sich bei iesy und

ish Finanzinvestoren. Doch sie hatten die

immensen Investitionen und die Marktsi-

tuation zum Endkunden unterschätzt. Be-

reits 2002 erfolgten in beiden Unterneh-

men tief greifende Umstrukturierungen.

Schließlich wurde 2005 die Fusion zusam-

men mit TeleColumbus in der Unitymedia-

Holding vorgenommen. Hinter Unitymedia

stehen die Finanzinvestoren BC Partners

und Apollo. 2006 wurden die Sachanlagen

von TeleColumbus wieder verkauft. Somit

konzentriert sich Unitymedia aktuell auf die

Bundesländer Hessen und NRW.

Die vor der Fusion eigenständigen Unter-

nehmen ish und iesy durchlebten in nur

acht Jahren eine rasante Entwicklung. Nach

dem Verkauf aus der Telekom heraus und

einem anfänglichen Einstellungsboom,

folgte die Phase der Ernüchterung: In drei

Massenentlassungswellen blieben mehr als

die Hälfte der Arbeitsplätze auf der Strecke.

Die Eigentümer wechselten mehrmals. Am

Ende standen beide Unternehmen vor fi-

nanziellen Problemen. Die Insolvenz drohte.

Nach dem „Beinahe Konkurs“ verlangt der

Sanierer den Mitarbeitern alles ab, inklusive

Nullrunde beim Entgelt. Mit der Fusion zur

Unitymedia wurde ein neues Kapitel aufge-

schlagen. Allerdings schwingt mit dem

Wissen um die renditeorientierten Eigentü-

mer immer die Unsicherheit bei den Be-

schäftigten mit, ob nicht wieder ein Ver-

kauf – und damit verbunden der Abbau

von Arbeitsplätzen – ansteht.

2005 gründete Unitymedia Arena, um die

Pay-TV-Rechte der Bundesliga zu übertra-

gen. Arena verkaufte nach nur einer Saison

die Rechte an Premiere. 2007 brachte Uni-

tymedia die in Hessen und NRW noch un-

ter iesy und ish laufenden Produkte unter

eine Marke: „Unity3play“ (Digital-Fernse-

hen, Telefonie und Breitband-Internet in ei-

nem Leistungspaket).

40 Prozent in ver.di
Die jüngsten Quartalszahlen sehen positiv

aus. Unitymedia kann kräftige Kundenstei-

gerungen verbuchen und hat Ende letzten

Jahres rund 1,28 Mio. Kunden im Digital-

bereich. 2007 investierte Unitymedia in den

weiteren Ausbau der Kabelnetze. Mittler-

weile sind gut 66 Prozent der vorhandenen

Netzkapazitäten Triple-Play-fähig.

Unitymedia hat zurzeit zirka 1.500 Beschäf-

tigte an den Standorten Bielefeld, Bochum,

Frankfurt/Main, Kassel, Kerpen, Köln,

Krefeld, Marburg, Münster und Warstein.

Bis Jahresende sollen rund 100 Neueinstel-

lungen erfolgen. Insgesamt sind etwas

über 40 Prozent der Beschäftigten in ver.di

organisiert. Die Mitbestimmungsstrukturen

umfassen Betriebsräte, Gesamtbetriebsräte

und einen Konzernbetriebsrat. Im Juni

2007 wurde ein Arbeitnehmervertreter in

den Aufsichtsrat gewählt.

Unter Druck
Im Februar haben bei Unitymedia die Tarif-

verhandlungen begonnen. Stefan Kerpers,

Betriebsrat bei Unity-Media NRW und Vor-

sitzender der ver.di-Betriebsgruppe NRW zu

dem gemeinsamen Bemühen um einheitli-

che Tarifverträge für alle Unternehmen der

Unitymedia-Gruppe. „Das ist ein schwieri-

ges Unterfangen, da die Arbeitgeberseite

die Arbeitsbedingungen grundsätzlich ver-

schlechtern will.“ Ein weiterer Schwer-

punkt der betriebsrätlichen Arbeit sei die

Verbesserung der Arbeitsbedingungen.

Kerpers: „Dies ist noch schwieriger zu errei-

chen, da um uns herum die Arbeitsbedin-

gungen ständig unter Druck stehen.“

Christoph Heil/Stefan Kerpers

Stefan Kerpers

Betriebsrat bei Unity-Media NRW:

„ver.di hat hier einen guten Stand. Wir

gewinnen kontinuierlich neue Mitglieder.“

Kontakt zum Betriebsrat per E-Mail:

Stefan.Kerpers@unitymedia.de

Unitymedia

40 Prozent in ver.di organisiert

Unter dem Dach der Unitymedia-Gruppe firmieren die beiden ehemals unabhängigen
Kabelnetzbetreiber iesy (Hessen) und ish (NRW). Beide stammen aus der ehemaligen
Telekomtochter Kabel Deutschland. Die Beschäftigten haben turbulente Zeiten hinter
sich.U


